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Eberhard Thiel

Höhere 
Steuern?

Eine Reihe von Indilcatoren 
deutet darauf hin, daß sich 

die wirtschaftliche Entwici<lung 
in der BRD konsolidieren wird: 
Ein zunächst geringes reales 
Wachstum wird von einer rela
tiv hohen Inflationsrate beglei

tet werden. Für den öffentlichen 
Bereich darf angenommen wer
den, daß eine Realisierung der 
Ausgaben, die für 1974 geplant 
sind, eine expansive Wirkung 
haben würde, was sich in der 
gegenwärtigen Situation haupt
sächlich in Preissteigerungen 
niederschlagen dürfte. Verstärkt 
wird diese Tendenz durch die 
hohen Tarifabschlüsse im öffent
lichen Dienst und die vorge
sehene Arbeitszeitverkürzung. 
Diese Effekte würden noch ge
steigert werden, wenn die zu
sätzlich vorgesehenen Ausga
benprogramme für bestimmte 
Branchen und Regionen durch
geführt würden.

Da die Steuereinnahmen we
gen der geringeren wirtschaft
lichen Aktivität unter den bis
herigen Ansätzen bleiben wer
den, wird es zu Korrekturen der 
Haushaltspläne kommen müs
sen. Somit zeichnet sich die Not
wendigkeit ab, das ursprünglich 
vorgesehene Verschuldungs
volumen auszuweiten, obgleich 
damit das Festhalten an einer 
restriktiven Geld- und Kredit
politik erschwert wird. Der mög
liche andere Weg, höhere Ein
nahmen zu beschaffen, würde 
eine Anhebung der Steuern be
deuten. Angesichts der sich nur 
zögernd konsolidierenden Kon
junktursituation wird er wohl 
zunächst noch nicht beschritten 
werden.

In absehbarer Zeit wird man 
ihn aber in Betracht ziehen müs
sen: Da der Wert der staatlichen 
Einnahmen momentan nur in 
sehr geringem Maße den Er
werb von mehr realen Gütern 
als bisher erlaubt, kann im 
Augenblick auch nicht mit einer 
qualitativ und quantitativ erhöh
ten staatlichen Leistungsabgabe 
gerechnet werden. Die ange
strebten Reformen erfordern 
dann aber zukünftig eine er
höhte Verfügung über reale 
Ressourcen. Bliebe es bei einer 
relativ stagnierenden realen Ent
wicklung, würde dies bedeuten, 
daß eine vermehrte Staatslei
stung nur durch einen absoluten 
Rückgang der privaten Verwen
dungsarten des Sozialprodukts

möglich wäre; bei höherem rea
lem Wachstum würde bereits 
ein relatives Zurückbleiben des 
privaten Bereichs ausreichen.

Beides kann sowohl mit einer 
stärkeren Zunahme der Ver
schuldung des Staates als auch 
durch eine Anhebung besonders 
der direkten Steuern erreicht 
werden. Durch eine Verschul
dung, wie sie für 1974 voraus
zusehen und die nur mit hohen 
Kosten zu realisieren ist, wird 
aber die Flexibilität späterer 
Budgets erheblich eingeschränkt. 
Die Anhebung der Steuern 
scheint deshalb nach einiger 
Zeit unausweichlich zu sein.

Einem solchen Vorhaben wi
derspricht auch nicht, daß im 
Rahmen der Steuerreform 1975 
eine Verminderung der direkten 
Steuern vorgesehen ist. Einmal 
wird die inflationäre Einkom
mensentwicklung die zunächst 
vorgesehene Steuerersparnis 
für die privaten Haushalte auf
grund der Progression sowieso 
geringer ausfallen lassen. Zwei
tens aber ist die Steuerreform 
primär als eine Schaffung von 
Instrumenten anzusehen, die 
durch gewisse technische Ände
rungen Belastungsverschiebun
gen ermöglichen. Anhebungen 
der Tarife und Neufassungen 
von Bestimmungen über die Ge
staltung der Bemessungsgrund
lagen stehen dem nicht ent
gegen.

Kontrovers dürfte nur bleiben, 
ob der vorgesehene Ausgleich 
der Mindereinnahmen durch eine 
Anhebung der Mehrwertsteuer 
kompensiert werden soll oder 
ob aus verteilungspolitischen 
Gründen die Tarife der direkten 
Steuern höher angesetzt werden 
sollen. Bei diesen Überlegungen 
sollte aber auch daran gedacht 
werden, daß die Durchsetzung 
unpopulärer Anhebungen von 
Steuern mit ihren realen Umver
teilungseffekten abhängig ist 
von der Überzeugungskraft der 
staatlichen Zieldarstellung. Eine 
schnelle Entscheidung über die 
Neugestaltung der steuerpoli
tischen Instrumente bietet dazu 
eine Chance.
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